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Kreis Lippe 
 
123 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das 
Haushaltsjahr 2014 

 
1. Haushaltssatzung des Kreises Lippe für das Haus-
haltsjahr 2014 
 
Aufgrund des § 53 der Kreisordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; GV. 
NRW. S. 646) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbin-
dung mit den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Bekanntmachung vom 14.07.1994; 
GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung hat der 
Kreistag des Kreises Lippe mit Beschluss vom 16.12.2013 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Kreises voraussichtlich an-
fallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlun-
gen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen ent-
hält, wird  

 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf  

29.158.869.- EUR 
festgesetzt.  
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 

19.057.731.-EUR 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisse im Ergebnisplan 
wird auf  

2.576.373.- EUR 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

 80.000.000.- EUR 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
a) Die Kreisumlage wird mit einem Hebesatz von 

41,754 % der Bemessungsgrundlagen nach dem Ge-
meindefinanzierungsgesetz festgesetzt. 

 
b) Von den Städten und Gemeinden, die kein eigenes Ju-

gendamt unterhalten (kreisangehörige Städte und Ge-
meinden ohne die Städte Bad Salzuflen, Detmold, Lage 
und Lemgo), wird zur Deckung des Nettoausgabebe-
darfes des Kreisjugendamtes eine ausschließliche Be-
lastung (Mehrbelastung zur Kreisumlage) von 22,686 % 
der Bemessungsgrundlagen nach dem Gemeindefinan-
zierungsgesetz erhoben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

im Ergebnisplan mit  
dem Gesamtbetrag der Erträge 
auf 384.162.415.- EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwen-
dungen auf 

 
386.738.788.- EUR 

im Finanzplan mit  
dem Gesamtbetrag der Einzah-
lungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf 380.838.324.- EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszah-
lungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf 377.916.561.- EUR 

  
dem Gesamtbetrag der Einzah-
lungen aus der Investitionstätigkeit 
auf 

 
   16.168.130.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszah-
lungen aus der Investitionstätigkeit 
auf    45.496.140.- EUR 
  
dem Gesamtbetrag der Einzah-
lungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf 

 
   35.968.737.- EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszah-
lungen aus der Finanzierungstä-
tigkeit auf    13.111.000.- EUR 
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c) Von den Städten und Gemeinden, aus denen Schüle-

rinnen und Schüler die Kreisgesamtschule in Lemgo 
besuchen, wird zur Deckung des Netto-
Ausgabebedarfes der Kreisgesamtschule im Haushalts-
jahr 2014 eine ausschließliche Belastung (Mehrbelas-
tung zur Kreisumlage) aufgrund der Schülerzahl nach 
dem Stand zum 15.10.2013 erhoben. Die Umlagesätze 
für die Mehrbelastung werden nach den für die Städte 
und Gemeinden, aus denen Schülerinnen und Schüler 
die Kreisgesamtschule in Lemgo besuchen, geltenden 
Umlagegrundlagen folgendermaßen festgesetzt: 

 
Stadt / Gemeinde Umlagesatz  

   

Bad Salzuflen 0,06910 % 

Barntrup 1,04009 % 

Blomberg 0,26162 % 

Detmold 0,00794 % 

Dörentrup 3,11446 % 

Extertal 0,35144 % 

Kalletal 1,45868 % 

Lage 0,49406 % 

Lemgo 2,39180 % 

Leopoldshöhe 0,00961 % 

Oerlinghausen 0,00921 % 

Schieder-Schwalenberg 0,03531 % 

   

   

 
Die Umlagen sind in Monatsbeträgen jeweils zum 15. eines 
Monats fällig. Erfolgt die Wertstellung der Zahlung nicht am 
Fälligkeitstag, werden Verzugszinsen in Höhe von  
5 % p.a. für die ausstehenden Beträge erhoben. 
 

§ 7 
Budgets 

 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen 
 

• innerhalb der einzelnen Fachbereiche,   
• innerhalb des Referats Landrat, Pressestelle, 
• innerhalb der Revision,  
• innerhalb der Polizeiverwaltung,  
• innerhalb des Bereiches Planen und Bauen, 
• innerhalb des Bürger- und Unternehmerservices, 

Wirtschaftsförderung,  
• innerhalb des Regiebetriebes Bevölkerungsschutz 

und 
• innerhalb des Stabsbereichs Bildung 

 
gem. § 21 Abs. 1 GemHVO mit Ausnahme 
 

• der Personal- und Versorgungsaufwendungen und  
• der bilanziellen Abschreibungen 

 
jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind 
die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen 
für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entspre-
chend für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen. 
 
 

 
§ 8 

Genehmigung von Budgetverschlechterungen 
 
Hinweis:  Die Einteilung der Aufwendungen und Erträge in 

Gruppen ergibt sich aus der nachstehenden An-
lage. 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch 
Mehrerträge innerhalb des Budgets gedeckt werden: 
 

 
Außerplanmäßige Aufwendungen, die durch Einspa-
rungen bei Aufwendungen innerhalb des Budgets ge-
deckt werden: 
 
  Zuständigkeit 
Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 bis 
2 

Entscheidung durch die 
Leiter der in § 7 genann-
ten Budgets 

  
Außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 
und 5 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die durch 
das Gesamtbudget gedeckt werden: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

   Zuständigkeit 
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 1 
bis 2 

Entscheidung durch die 
Leiter der in § 7 genann-
ten Budgets 

  
Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen der Gruppen 4 
und 5 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

  Zuständigkeit  
Über- und 
außerplan-
mäßige 
Aufwendun-
gen der 
Gruppen 1 
bis 2  

über 150.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung des Kreistages 

   
 bis einschl.  

150.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämmerers 

   
Über- und 
außerplan-
mäßige 
Aufwendun-
gen der 
Gruppen 4 
und 5  

über 30.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung des Kreistages 

   
 bis einschl.  

30.000 EUR  
im Einzelfall 

Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämmerers 
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Budgetverschlechterungen im Bereich der Personal- 
und Versorgungsaufwendungen: 

 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigun-
gen: 
 

 
Entsprechend ist bei Budgetverschlechterungen im Fi-
nanzplan zu verfahren.  
 
 
 

 
§ 9 

Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
kw-Vermerk:  Die Stelle entfällt mit dem Ausscheiden 

des/ der Stelleninhabers/ Stelleninhabe-
rin. 

ku-Vermerk:  Die Stelle ist nach dem Ausscheiden des/ 
der Stelleninhabers/ Stelleninhaberin 
umzuwandeln. 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung vom 
16.12.2013 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 53 KrO NW i.V.m. § 80 Abs. 5 GO NW der Bezirksregie-
rung in Detmold mit Schreiben vom 02.01.2014 angezeigt 
worden. Das Anzeigeverfahren wurde mit Verfügung vom 
28.02.2014 abgeschlossen. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt zur Einsicht-
nahme ab dem 25.03.2014 im Kreishaus – Bürgerservice -, 
Felix – Fechenbach - Str. 5, 32756 Detmold öffentlich aus 
und wird dort bis zum Ende der Auslegung des Jahresab-
schlusses 2014 zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen i.V.m. der Kreisordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren   wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und dabei  die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel  ergibt. 

 
Detmold, den 10.03.2014 
 
In Vertretung 
Gez. 
 
Schäfer 
Kämmerer 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  Zuständigkeit 
Budgetver-
schlechterun-
gen, die sich 
durch Über-
schreitung des 
Eckwertes der 
Personal- und 
Versorgungs-
aufwendungen 
ergeben 

über 150.000 EUR  Genehmigung des Kreis-
tages 

   
 bis einschl.  

150.000 EUR  
Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 
 

   
Überschrei-
tung der Per-
sonal- und 
Versorgungs-
aufwendungen 
innerhalb ei-
nes Budgets 
bei Einhaltung 
des Eckwertes  

 Genehmigung der  
Kämmerin/des Kämme-
rers 

   

  Zuständigkeit 
Überplan-
mäßige Ver-
pflichtungs-
ermächti-
gungen 
 

bis einschl. 60.000 EUR 
bei Einhaltung der Ge-
samtauszahlungen aus 
Investitionstätigkeit im 
Rahmen des Finanzpla-
nes 

Entscheidung durch 
die 
Leiter der in § 7 ge-
nannten Budgets 

   
Überplan-
mäßige Ver-
pflichtungs-
ermächti-
gungen 
 

über 60.000 EUR  Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Außerplan-
mäßige Ver-
pflichtungs-
ermächti-
gungen  

bis einschl. 150.000 EUR 
bei Einhaltung der Ge-
samtauszahlungen aus 
Investitionstätigkeit im 
Rahmen des Finanzpla-
nes 

Genehmigung der  
Kämmerin/des 
Kämmerers 

   
Außerplan-
mäßige Ver-
pflichtungs-
ermächti-
gungen 

über 150.000 EUR 
 

Genehmigung des 
Kreistages 

   



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 187 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



188 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 189 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



190 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 191 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



192 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 193 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



194 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 195 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



196 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 197 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



198 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
124 1. Satzung vom 25.02.2014  zur Änderung der 

Satzung der Jagdgenossenschaft des gemein- 
schaftlichen Jagdbezirks Hillentrup-Nord vom 
20.03.1989 

 
Die 1. Satzung vom 25.02.2014  zur Änderung der Satzung 
der Jagdgenossenschaft des gemein- schaftlichen Jagdbe-
zirks Hillentrup-Nord vom 20.03.1989 wurde von mir ge-
mäß § 7 Abs. 2 des Landesjagdgesetzes Nordrhein-
Westfalen am 28.02.2014 genehmigt. 
Die Satzungsänderung liegt in der Zeit vom 31.03. bis 
14.04.2014 im Rathaus der Gemeinde Dörentrup, Bürger-
büro, Poststraße 11, 32694 Dörentrup, während der allge-
meinen Dienstzeiten öffentlich aus. 
 
Detmold, 10.03.2014 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat  
als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde 
Im Auftrag 
 
 
Wenke 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
125 Allgemeinverfügung zur Bestimmung des 

Fahrwegs für die Beförderung von gefährli-
chen Gütern nach § 35 Abs. 3 GGVSEB im Be-
reich des Kreises Lippe 

 
Gemäß § 35 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung über die inner-
staatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährli-
cher Güter auf  der Straße mit Eisenbahnen und auf Bin-
nengewässern (Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 
und Binnenschifffahrt - GGVSEB in der jeweils geltenden 
Fassung wird hiermit bestimmt: 
 
1. Anwendungsbereich 

Diese Allgemeinverfügung gilt für  
 

1.1. die in der Anlage 1 Nr. 4 GGVSEB genannten 
entzündbaren flüssigen Stoffe der Klasse 3 sowie 

1.2. den in der Anlage 1 Nr. 2 Tabelle 2.1 aufgeführten 
Stoff der Klasse 2, UN 1965 Kohlenwasserstoff-
gas, Gemisch, Verflüssigt, N.A.G. (Gemisch A, A 
01, A 02, A 0, A 1, B 1, B 2, B oder C) 

 
2. Fahrweg 
 

2.1. Allgemeines 
Fahrweg sind die zu dem Positivnetz nach Num-
mer 2.2 zählenden Straßen und, soweit erforder-
lich, die geeigneten Straßen nach Nummer 2.4. 
Ausgeschlossen als Fahrweg sind Straßen des 
Negativnetzes nach Nummer 2.3. 

2.2. Positivnetz 
Zum Positivnetz zählen  
- die in der Anlage aufgeführten Straßen  

- die in der jeweils am 01. Juli eines jeden Jah-
res gültigen Fassung  

 
 
 
 

 
2.3. Negativnetz 

Zum Negativnetz zählen  
- die nicht zum Positivnetz gehörenden Straßen. 
Unberührt bleiben die mit dem Zeichen 261 StVO 
oder mit anderen Fahrverbotszeiten nach StVO 
gekennzeichneten Straßen. 

2.4. Fahrweg außerhalb des Positivnetzes 
Soweit die Be- oder Entladestelle auf Strecken 
des Positivnetzes nicht erreicht werden kann, soll 
der Fahrweg über den kürzesten geeigneten 
Fahrweg führen. Hierbei sind möglichst Vorfahrt-
straßen zu benutzen. Innerhalb des Negativnetzes 
ist  eine Einzelfahrwegregelung bei den zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörde einzuholen. Ist der 
Beförderer bzw. der Fahrer über die Eignung die-
ser Straße im Zweifel, muss die zuständige Stra-
ßenverkehrsbehörde befragt werden. 

2.5. Autohöfe 
Soweit Autohöfe auf Strecken des Positivnetzes 
nicht erreicht werden können, soll der Fahrweg 
über den kürzesten geeigneten Fahrweg führen. 
Hierbei sind möglichst  Vorfahrtstraßen zu benut-
zen.  
Innerhalb des Negativnetzes bedarf es keiner Ein-
zelfahrwegregelung durch die zuständige Stra-
ßenverkehrsbehörde.    

 
3. Benutzung des Fahrweges 
 

Für die Fahrt von der Beladestelle zu der der Belade-
stelle nächstgelegenen Autobahn-Anschlussstelle so-
wie von der der Entladestelle nächstgelegenen Auto-
bahn-Anschlussstelle zu der Entladestelle sind grund-
sätzlich die Straßen des Positivnetzes (Nummer 2.2) zu 
benutzen. Dabei gilt der Grundsatz, dass der kürzeste 
geeignete Fahrweg zu benutzen ist. Soweit geschlos-
sene Ortschaften über Umgehungsstraßen umfahren 
werden können, sind diese zu benutzen.  

 
4. Beschreibung des Fahrwegs für den Fahrzeugfüh-

rer 
 

4.1. Beschreibung des Fahrweges 
Der Beförderer oder eine von ihm beauftragte 
Person hat den Fahrweg, nach dieser Allgemein-
verfügung, z. B. durch farbliche Kennzeichnung in 
übersichtliche qualifizierte Straßenkarten oder 
durch eine Auflistung der Straßen, in der Reihen-
folge ihrer Benutzung, schriftlich zu beschreiben.  

 
4.2. Mitführungspflicht 

Der Fahrzeugführer hat eine Kopie dieser Allge-
meinverfügung incl. ihrer Anlagen und die Fahr-
wegbeschreibung während der Fahrt mitzuführen. 
Der Fahrzeugführer ist durch den Beförderer in die 
Allgemeinverfügung und den Gebrauch der Fahr-
wegbeschreibung vor jeder Beförderung einzu-
weisen.  
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4.3. Abweichungen aus unvorhergesehenen Grün-

den 
Muss der Fahrzeugführer aus unvorhergesehenen 
Gründen von dem beschriebenen Fahrweg abwei-
chen, so hat er unverzüglich nach Erreichen einer 
geeigneten Haltemöglichkeit den von der festge-
legten Fahrwegbeschreibung abweichenden 
Fahrweg in die Fahrwegbeschreibung einzutra-
gen.  
Muss der Fahrzeugführer aus betrieblichen Grün-
den vom festgelegten Fahrweg abweichen, ist ihm 
vor einer Weiterfahrt vom Beförderer ein neuer 
Fahrauftrag mit geändertem Fahrweg zu übermit-
teln. Absatz 1 gilt entsprechend. 
 

5. Übergangsregelungen an den Landesgrenzen  
Bei Beförderungen aus dem Ausland oder einem ande-
ren Bundesland ist ab Landesgrenze das Positivnetz 
(Nummer 2.2), gegebenenfalls auf dem kürzesten We-
ge auf sonstig geeigneten Straßen (Nummer 2.4), anzu-
fahren.  
 

 
6. Ordnungswidrigkeiten  

Verstöße des Beförderers und Fahrzeugführers gegen 
die Pflichten aus dieser Allgemeinverfügung können 
gemäß § 37 GGVSEB Abs. 1 GGVSEB als Ordnungs-
widrigketen geahndet werden.  

 
7. Inkrafttreten 

Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vorbehalt 
des jederzeitigen  Widerrufs und tritt am 01. Juli 2012 in 
Kraft. Die Allgemeinverfügung von 2011 wird widerru-
fen. 

 
8. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 Minden, 
Königswall 8, schriftlich einzureichen oder dort zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
Gerichts zu erklären. Falls die Frist durch das Ver-
schulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, würde dessen Verschulden Ihnen zuge-
rechnet werden.   

 
9. Bezugsquelle 

Die komplette Gefahrgutkarten -CD für NRW ist aus-
schließlich beim Landesbetrieb Straßenbau, Fachcenter 
Vermessung/Straßeninformationssysteme (FCVS), 
Deutz – Kalker - Str. 18-26, 50679 Köln, oder unter 
kundenbuero.fcvs@strassen.nrw.de  gegen eine Ge-
bühr von derzeit 20,00 € zu beziehen. 

 
Detmold, 10.03.2014 
2.2 29 71 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
 
 
(Friedel Heuwinkel) 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
 
 

 
126 Beförderung gefährlicher Güter nach § 35 

GGVSEB auf Straßen im Kreis Lippe (Stand   
03/2014) 

 
Das Gefahrgutgrundnetz umfasst folgende Stra-
ßen/Straßenabschnitte, die jeweils in beiden Richtungen 
befahren werden dürfen: 
 
Bundesstraßen 
 
B 1 
B 66 
B 238 
B 238n          (Westumgehung Lemgo)  
B 239 
B 252 
B 514 
B 66n            (Südumgehung Lemgo)  
 
Landesstraßen 
 
L 535 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Herford 
L 614 von Schieder bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Hameln-Pyrmont (Nieder-
sachsen) ( Neuer Tunnel )  

L 616 ab OD Stadt Horn ( Ab Bahnübergang) 
bis K 94 ( B 1 – Zubringer) 

L 712 (alt) von Kreisgrenze Herford/Lippe bis Blom-
berg 

L 712 n  von Bad Salzuflen bis Ausbauende 
L 751 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Gütersloh 
L 758 von Barntrup bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Schaumburg (Niedersach-
sen) und von Keisgrenze Gütersloh/Lippe 
bis Detmold 

L 772  von der B 239 bis zur L 712 
L 805 von Bad Salzuflen bis Kreisgrenze Lip-

pe/Herford 
L 827 von Schwalenberg bis Kreisgrenze Lip-

pe/Landkreis Holzminden (Niedersach-
sen) 

L 828 von Heiligenkirchen bis zur B 1 (Auf- 
bzw. Abfahrt Altenbekener Straße)  
und bis zur Einmündung Straße „Am 
Potthof“  

L 861  von der K 12 bei Harkemissen bis Lü
  denhausen und 
L 861 von der L 758 bis Tankstelle in Bösing-

feld 
L 886  von Wöbbel bis Schwalenberg 
L 937  von Detmold bis Heiligenkirchen 
L 941  von B 66  bis Tankstelle in Brake 
L 942 von der K 47 ( Kreisgrenze Gütersloh / 

Lippe )bis zur L 758 
L 944  von Lage bis Pivitsheide, K 13 
L 945  von der B 66 bis zur L 758 und 
L 945  von der B 239 bis L 758 
L 946  von Rischenau bis L 614 
L 947 von der B 1 bis Kreisgrenze Lip-

pe/Hameln-Pyrmont (Nieders.) 
L 948 von der L 886 bis Firma Phoenix Contact 

GmbH & Co. KG  
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L 954 von der B 239 bis zur Einmündung Stra-

ße „ Hessenring“ 
und von der B 1 (Auf – bzw. Abfahrt Leo-
poldstaler Straße) bis zur Kreisgrenze 
Lippe/Höxter 

L 958  von Lemgo bis Matorf 
L 958  von Kirchheide bis Abzweig Istorf 
L 961  von der B 66 bis Spork 
L 967  von der B 66 bis zum Bahnübergang in 
  Helpup und 
L 967 von der B 66 bis zur Einmündung Flur-

straße 
L 968  von der L 712 bis Lieme 
L 968   von L 936 bis Einmündung K 25 
 
Kreisstraßen 
 
K 4  von B 239 bis Kreisgrenze 
K 5  von der K 9 bis B 66 
K 5  von Lockhausen bis L 805 
K 9  von Billinghausen bis K 5 
K 12 von der Kreisgrenze Herford/Lippe bis 

Harkemissen  
K 13  von der L 758 bis Tankstelle 
K 23  von der L 751 bis Kreisgrenze 
K 30  von B 239 bis K 5 
K 34  von Matorf bis Kirchheide 
K 47  von Kreisgrenze Gütersloh bis L 942 
K 64  von Landesgrenze Niedersachsen bis L 
  614 (Emmerauentunnel) 
K 66  von L 946 bis Sabbenhausen 
K 78  von der L 712 bis Brüntrup 
K 83  von B 66 neu/L 712 bis Maßbrucher Weg  
K 83  von der B 66 bis Abzweig Industriestraße 
K 89  von der B 239 bis Mosebeck 
K 93  von der B 239 bis zur Einmündung Stra-

ße “Hessenring“ 
K 95  OD Schlangen 
 
Gemeindestraßen 
 
Augustdorf   GFM-Rommel-Straße 

Imkerweg 
Industriestraße 
Pivitsheider Straße ab GFM-Rommel-
Straße bis zur Tankstelle 
Nord-West-Ring 

 
Bad Salzuflen  Alte Landstraße 

Im Weingarten 
Lagesche Straße 
Lemgoer Straße (soweit nicht bereits als 
L 712 erfast) 
Lohheide von der B 239 bis Baugesell-
schaft Weege 
Max-Planck-Straße 
Hoffmannstraße 
Schlossstrasse 
Oerlinghauser Straße (zwischen L 712n 
und Asper Straße ) 
Leopoldshöher Strasse (von der L 712n 
kommend bis Firma Dachser) 
Thomas-Dachser-Straße (von der Le-
opldshöher Straße kommend bis Firma 
Dachser) 

 
 
 

 
Barntrup  Im Wied 

Südstraße 
 
Detmold  Am Gelskamp 

Bahnhofstraße zwischen B 239 und 
Hermannstraße 
Georgstraße 
Hansaweg 
Klingenbergstraße (Nordring) 
Siegfriedstraße von der Einmündung 
Sylbeckestraße bis  B 239 (Nordring) 
Sylbeckestraße 

 
Dörentrup  Industriestraße 
 
Horn-Bad Meinberg   Carl-Zeiss-Straße 
   Hessenring 

Siemensstraße 
Steinheimer Straße (vom Ein-
mündungsbereich Hessenring 
bis  
OD Stadt Horn Beginn L 616 / L 
823)  
Daimlerstraße 
Industriestraße - Nord 

 
Lage  Elisabethstraße von Triftstraße 

bis zur Molkerei 
Industriestraße 
Ostring 
Triftenstraße 

 
Lemgo     Am Bauhof 

Am Wasserturm 
Beverleystraße 
Braker Weg 
Detmolder Weg 
Isringhausen-Ring 
Lagesche Straße (Stadtstraße) 
Liemer Weg 
Maßbrucher Weg 
Steinweg 
Trophagener Weg 
Vandoeuvre-Straße 

 
Oerlinghausen Hellweg von der L 751 bis zum 

Stukenbrocker Weg (vom Hell-
weg bis Flugplatz ) 
Robert-Hanning-Straße von der 
L 751 bis Stukenbrocker Weg 
Stukenbrocker Weg (von Ro-
bert-Hanning-Str. bis Tankstelle) 

 
Schlangen  Paderborner Straße (soweit 
   nicht bereits als K 95 erfasst) 
 
Kalletal    Rintelner Straße  

(Firma Auto-Olli GmbH sowie 
Firma Stefan Hankemeier) 

 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr und Verkehrssicherheit –  
2.2 29 71 
 
 
gez. Stephan Bethge 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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127 25. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 25. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 09.04.2014, um 15.30 Uhr 
 
im  Feuerwehrausbildungszentrum des Kreises Lippe, 

Blomberger Weg 60, 32657 Lemgo, 
 

Raum Köterberg 
 
statt. 
 

 
Detmold, 10.03.2014 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
128 1. Änderung der öffentlich-rechtlichen Verein-

barung zur gemeinsamen Wahrnehmung der 
Aufgaben der Volkshochschule vom 
01.01.1999 

 
Aufgrund der Beschlüsse 
des Rates der Stadt Detmold vom 13.02.2014, 
des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 05.12.2013, 
des Rates der Gemeinde Schlangen vom 12.12.2013, 
 
wird die öffentlich-rechtliche Vereinbarung gem. §§ 23 ff. 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 
01.10.1979 (GV. NRW. S. 621) in der zurzeit gültigen Fas-
sung und in Ausführung des § 11 des Ersten Gesetzes zur 
Ordnung und Förderung der Weiterbildung im Land Nord-
rhein-Westfalen (Weiterbildungsgesetz - WbG) in der zur-
zeit gültigen Fassung wie folgt geändert: 
 
Art. I 
§ 2 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 
„Die übertragene Aufgabe der gemeinsamen Wahrneh-
mung der Weiterbildungsaufgaben kann auf einen anderen 
Aufgabenträger, z. B. eine Anstalt des öffentlichen Rechts, 
weiterdelegiert werden, soweit die qualitative Erfüllung der 
Aufgabe gewährleistet ist.“ 

 
Art. II 
Die 1. Änderung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
vom 01.01.1999 tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe im 
Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden – in Kraft. 
 
Detmold, den 26.02.14  Detmold, den 26.02.14 
gez.    gez. 
(Heller)    (Benkmann) 
Bürgermeister  Kämmerer und Erster 

Beigeordneter 
 
Horn-Bad Meinberg,  
den 28.02.14 

   Horn-Bad Meinberg,    
den 03. MÄR. 2014 

gez. gez. 
(Block) (Barz) 
Bürgermeister Kämmerer 
 
Schlangen,  
den 05.03.2014       

Schlangen,  
den 05.03.2014 

gez. gez. 
(Knorr) (Rayczik) 
Bürgermeister Allgemeiner Vertreter 
 
Genehmigung 
Vorstehende erste Änderung der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen den Städten Detmold und Horn-Bad 
Meinberg und der Gemeinde Schlangen vom 01.01.1999 
über die gemeinsame Wahrnehmung der Aufgaben der 
Volkshochschule wird hiermit gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 
i.V.m. § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23.10.2012 
(GV. NRW. S. 474), aufsichtsbehördlich genehmigt. 
 
Az.: 9.2 - 15 12 40-42 
Detmold, 14.03.2014 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
Harte 
 
Bekanntmachung 
Vorstehende erste Änderung der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung und die aufsichtsbehördliche Genehmigung vom 
heutigen Tage werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 Satz 1 
GkG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Az.: 9.2 - 15 12 40-42 
Detmold, 14.03.2014 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
 
Harte 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 

Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin am 
"Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
129 29. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 

2009/14 am 26.03.2014 
 
Am Mittwoch, dem 26.03.2014, um 17.00 Uhr findet im 
großen Sitzungssaal des Rathauses die 29. Sitzung des 
Rates der Stadt Bad Salzuflen in der Wahlperiode 
2009/2014 statt.  
 
Tagesordnung: 
 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
1. Einwohnerfragestunde 

Anfragen sind bis Montag, den 
24.3.2014 schriftlich beim Bürgermeis-
ter einzureichen 
 

2. Niederschrift über die 28. Sitzung des 
Rates am 11.12.2013  
- öffentlicher Teil – 
 

3. Mitteilungen des Bürgermeisters und  
der Verwaltung sowie Beantwortung 
schriftlicher Anfragen 
 

4. Bericht über laufende Beschlüsse 
 

5. Bestellung einer stellvertretenden 
Schriftführerin 
 

6. Gemeinsames Lernen behinderter und 
nicht behinderter Kinder an den 
Grundschulen in Bad Salzuflen ab dem 
Schuljahr 2014/2015 
 

7. Schulische Inklusion; 
hier: Beteiligung an einer Kommunal-
verfassungsbeschwerde 
 

8. Ortsrecht 
 

8.1. Ladenöffnungszeiten aufgrund der 
Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen in der Stadt Bad Salzu-
flen an Sonn- und Feiertagen vom 18. 
Mai 2009 
 

8.1.1. Ladenöffnungszeiten aufgrund der 
Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen in der Stadt Bad Salzu-
flen an Sonn- und Feiertagen vom 18. 
Mai 2009 
 

8.2. Neufassung der Satzung der Stadt Bad 
Salzuflen über Erlaubnisse und Gebüh-
ren für Sondernutzungen auf öffentli-
chen Straßen, Wegen und Plätzen 
(Sondernutzungssatzung) 
 

8.2.1. Neufassung der Satzung der Stadt Bad 
Salzuflen über Erlaubnisse und Gebüh-
ren für Sondernutzungen auf öffentli-
chen Straßen, Wegen und Plätzen 
(Sondernutzungssatzung) 
 

 

 
9. Prüfung des Jahresabschlusses der 

Stadt Bad Salzuflen zum 31.12.2012 
und Entlastung des Bürgermeisters 
 

9.1. Prüfung des Jahresabschlusses der 
Stadt Bad Salzuflen zum 31.12.2012 
und Entlastung des Bürgermeisters 
 

10. Bericht zur Haushaltsausführung 2013 
mit dem Stand 31.12.2013 
 

11. Aufgabenträgerpauschale nach § 11 
Abs. 2 ÖPNVG NRW - Weiterleitung der 
Pauschale für das Jahr 2013 
 

12. Umbesetzung von Gremien 
 

12.1. Umbesetzung von Ausschüssen 
- Antrag der Fraktion Freie Wähler – 
 

13. Anzeigepflichten nach dem Korrupti-
onsbekämpfungsgesetz;  
hier: Nebentätigkeiten des Bürgermeis-
ters 
 

14. Teilaufhebung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 0722/V 
"Nahversorgungsmarkt Lockhausen", 
Ortsteil Lockhausen 
1. Behandlung der vorgebrachten Stel-
lungnahmen   
2. Selbstverpflichtungserklärung 
3. Satzungsbeschluss 
 

15. Stellungnahme der Stadt Bad Salzuflen 
zum Entwurf des Landesentwicklungs-
planes NRW 
 

15.1. Stellungnahme zum Entwurf des Lan-
desentwicklungsplanes NRW 
„Detmolder Erklärung“ 
 

16. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 
B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 

 
1. Niederschrift über die 28. Sitzung des 

Rates am 11.12.2013  
- nichtöffentlicher Teil – 
 

2. Mitteilungen des Bürgermeisters und  
der Verwaltung sowie Beantwortung 
schriftlicher Anfragen 
 

3. Bericht über laufende Beschlüsse 
 

4. Anfragen von Ratsmitgliedern 
 
Bad Salzuflen, den 20.03.2014 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Stadt Barntrup 
 
130 Bekanntmachung der Auslegung des Entwurfs 

der Haushaltssatzung mit Haushaltsbuch und 
Anlagen der Stadt Barntrup für das Haushalts-
jahr 2014 

 
Gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen, in der zurzeit geltenden Fassung, 
wird bekanntgegeben, dass der Entwurf der Haushaltssat-
zung mit Haushaltsbuch und Anlagen für das Haushaltsjahr 
2014 für die Dauer des Beratungsverfahrens im Rat wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten (montags von 7.30 
Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  dienstags 
– donnerstags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr 
– 15.30 Uhr, freitags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) im Rat-
haus, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 13, zur Einsichtnahme 
öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können Einwohner oder Abgabepflichtige in 
der Zeit vom  
 

26.03.2014 – 14.04.2014 
 
bei der Stadt Barntrup, Finanzabteilung, Rathaus, Mittel-
straße 38, 32683 Barntrup, während der Dienststunden 
schriftlich oder mündlich zu Protokoll geben. Über die Ein-
wendungen entscheidet der Rat in öffentlicher Sitzung.   
 
Barntrup, den 13.03.2014 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Gemeinde Extertal 
 
131 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Gemeinde Extertal zum 31.12.2012 und Entlas-
tung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 GO NRW in der zur Zeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Gemeinde Extertal am 18.12.2013 
den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Jahres-
abschluss zum 31.12.2012 einstimmig durch Beschluss 
festgestellt, über die Behandlung des Jahresfehlbetrages 
beschlossen und dem Bürgermeister vorbehaltlos Entlas-
tung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2012 ist gemäß § 96 Abs. 
2 GO NRW dem Kreis Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Schreiben vom 20.01.2014 angezeigt 
worden. 
 
Die wesentlichen Ergebnisse des Jahresabschlusses 2012 
werden wie folgt bekannt gemacht: 
 
Gesamtergebnisrechnung: -      760.619,08 €  
Gesamtfinanzrechnung: -   1.110.679,09 € 
Inanspruchnahme Ausgleichsrücklage:               0,00 € 
Inanspruchnahme der Allgem. Rücklage     760.619,08 € 
 
Der Jahresabschluss mit vollständiger Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem An-
hang und dem Lagebericht liegt in der Zeit vom 26.03.2014 
bis zur Feststellung des Jahresabschlusses 2013 bei der 
Gemeinde Extertal, Mittelstr. 36, 32699 Extertal, 1. OG, 
Zimmer 11, während der Dienststunden öffentlich zur Ein-
sichtnahme aus. 
 
Die vollständige Schlussbilanz zum 31.12.2012 ist nach-
stehend abgedruckt. 
 
Aktiva 
1. Anlagevermögen 
    1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände      25.144,00 € 
 
    1.2 Sachanlagen 
          1.2.1.1 Grünflächen   1.754.255,00 € 
          1.2.1.2 Ackerland      435.308,00 € 
          1.2.1.3 Wald, Forsten     157.021,00 € 
          1.2.1.4 Sonst. unbebaute Grundstücke  985.749,00 € 
       1.2.2 Bebaute Grundstücke und 
             grundstücksgleiche Rechte 
          1.2.2.1 Kinder- u. Jugendeinrichtungen 832.093,00 € 
          1.2.2.2 Schulen              17.356.225,00 € 
          1.2.2.3 Wohnbauten      270.224,00 € 
          1.2.2.4 Sonst. Dienst-, Geschäfts- u. 
                      Betriebsgebäude  6.972.728,00 € 
       1.2.3 Infrastrukturvermögen 
          1.2.3.1 Grund- und Boden des 
                      Infrastrukturvermögens 2.846.306,00 € 
          1.2.3.2 Brücken      468.090,00 € 
          1.2.3.3 Straßennetz mit Wegen, Plätzen 
                      u. Verkehrsanlagen  9.893.556,10 € 
          1.2.3.4 Sonst. Bauten des 
                      Infrastrukturvermögens    562.068,00 € 
       1.2.4 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 22.132,00 € 
       1.2.5 Maschinen u. technische Anlagen, 
                Fahrzeuge      806.407,00 € 
       1.2.6 Betriebs-und Geschäftsausstattung 288.167,27 € 
 

 
       1.2.7 Geleistete Anzahlungen, 
                Anlagen im Bau   1.408.173,00 € 
                45.058.502,37 € 
    1.3 Finanzanlagen 
       1.3.1 Beteiligungen        25.501,78 € 
       1.3.2 Sondervermögen             13.516.319,77 € 
       1.3.3 Wertpapiere d. Anlagevermögens      65.547,17 € 
       1.3.4 Sonst. Ausleihungen       22.885,54 € 
                13.630.254,26 € 
                58.713.900,63 € 
 
2. Umlaufvermögen 
    2.1 Forderungen und sonst.  
          Vermögensgegenstände 
       2.1.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
                Forderungen aus Transferleistungen 
                2.1.1.1 Gebühren       22.461,95 € 
                2.1.1.2 Beiträge      444.387,19 € 
                2.1.1.3 Steuern      126.519,88 € 
                2.1.1.4 Ford. aus Transferleistungen      671,80 € 
                2.1.1.5 Sonst. öff.rechtl. Ford. 1.044.070,39 € 
       2.1.2 Privatrechtliche Forderungen 
                2.1.2.1 gegenüber d. priv. Bereich    105.474,59 € 
                2.1.2.2 gegenüber d. öff. Bereich      62.976,97 € 
                2.1.2.3 gegen Beteiligungen      27.535,23 € 
       2.1.3 Sonst. Vermögensgegenstände      13.853,63 € 
  
    2.2 Liquide Mittel        37.352,37 € 
     1.885.304,00 € 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung     151.860,88 € 
                60.751.065,51 € 
Passiva 
1. Eigenkapital 
    1.1 Allgemeine Rücklage  6.709.343,27 € 
    1.2 Ausgleichsrücklage                 0,00 € 
    1.3 Jahresfehlbetrag    -760.619,08 € 
     5.948.724,19 € 
 
2. Sonderposten 
    2.1 für Zuwendungen              18.720.466,00 € 
    2.2 für Beiträge   5.813.400,99 € 
    2.3 Sonstige Sonderposten     186.455,82 € 
                24.720.322,81 € 
 
3. Rückstellungen 
    3.1 Pensionsrückstellungen  5.791.517,00 € 
    3.2 Instandhaltungsrückstellungen               0,00 € 
    3.3 Sonstige Rückstellungen     745.915,31 € 
     6.537.432,31 € 
 
4. Verbindlichkeiten 
    4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten und 
           Investitionen 
           4.1.1 vom öffentlichen Bereich      30.000,00 € 
           4.1.2 vom privaten Kreditmarkt 8.031.040,69 € 
    4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
          Liquiditätssicherung   9.748.031,46 € 
    4.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
          und Leistungen      710.087,37 € 
    4.4 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 
          34.743,46 € 
    4.5 Erhaltene Anzahlungen  3.225.773,63 € 
    4.6 Sonstige Verbindlichkeiten       66.223,62 € 
                21.845.900,23 € 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzung  1.698.685,97 € 
                60.751.065,51 € 
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Gesamtergebnisrechnung 2012 
 
Nr. Bezeichnung   Ergebnis 2012 
1    Steuern und ähnl. Abgaben       10.727.103,69 € 
2 + Zuwendungen u. allg. Umlagen 6.232.590,07 € 
3 + Sonst. Transfererträge            951,97 € 
4 + Öff.-rechtl. Leistungsentgelte 1.654.807,87 € 
5 + Priv.rechtl.  Leistungsentgelte      45.824,86 € 
6 + Kostenerstattungen u. -umlagen    560.912,55 € 
7 + Sonst. öff.-rechtl. Erträge 1.319.450,83 € 
8 + Aktivierte Eigenleistungen               0,00 € 
9 +/- Bestandsveränderungen               0,00 € 
10 = Ordentliche Erträge             20.541.641,84 € 
11  - Personalaufwendungen  3.577.318,76 € 
12  - Versorgungsaufwendungen    236.537,34 € 
13  - Aufwand f. Sach- u. Dienstleistungen  

    3.508.173,41 € 
14  - Bilanzielle Abschreibungen 1.987.791,00 € 
15  - Transferaufwendungen  9.995.814,94 € 
16  - Sonst. ordentl. Aufwendungen 1.429.429,49 € 
17 = Ordentliche Aufwendungen        20.735.064,94 € 
18 = Ergebnis lfd. Verwaltungstätigkeit  -193.423,10 € 
19 + Finanzerträge             682,33 € 
20  - Zinsen u.sonst. Finanzaufwendungen 

       567.878,31 € 
21 = Finanzergebnis    -567.195,98 € 
22 = Ordentliches Ergebnis -    760.619,08 € 
23 + Außerordentl. Erträge                0,00 € 
24  - Außerordentl. Aufwendungen               0,00 € 
25 = Außerordentliches Ergebnis               0,00 € 
26 = Jahresergebnis    -760.619,08 € 
 
Finanzrechnung 2012 
 
Nr. Bezeichnung   Ergebnis 2012 
1    Steuern und ähnl. Abgaben 9.714.323,24 € 
2 + Zuwendungen u. allg. Umlagen 5.156.904,65 € 
3 + Sonst. Transfereinzahlungen        2.818,77 € 
4 + Öff.-rechtl. Leistungsentgelte 1.209.998,02 € 
5 + Priv.-rechtl. Leistungsentgelte      46.911,12 € 
6 + Kostenerstattungen u. –umlagen    568.998,28 € 
7 + Sonst. Einzahlungen     945.835,33 € 
8 + Zinsen u. sonst. Finanzeinzahlungen 
          97.896,86 € 
9 = Einzahlungen lfd. Verw.tätigkeit 17.743.686,27 € 
10  - Personalauszahlungen  3.398.312,11 € 
11  - Versorgungsauszahlungen    316.162,14 € 
12  - Ausz. f. Sach- und Dienstleistungen 

                 3.603.027,02 € 
13  - Zinsen u. sonst. Finanzauszahlungen 
        681.855,80 € 
14  - Transferauszahlungen             10.040.730,33 € 
15  - Sonst. Auszahlungen  1.361.340,83 € 
16 = Auszahlungen lfd. Verw.tätigkeit   
                19.401.428,23 € 
17 = Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit    -1.657.741,96 € 
18 + Zuwendungen für Investitionsmaßn. 
     1.331.465,66 € 
19 + Einz. a.d. Veräußerung v. Sachanlagen 
          22.865,50 € 
20 + Einz. a.d. Veräußerung v. Finanzanl.         0,00 € 
21 + Einz. aus Beiträgen u.ä. Entgelten    34.535,07 € 
 
 
22 + Sonst. Investitionseinzahlungen        5.777,83 € 
23 = Einz. aus Investitionstätigkeit 1.394.644,06 € 
24  - Ausz. f. Erw. v. Grundst. u. Gebäuden  240,62 € 
25  - Ausz. f. Baumaßnahmen    818.092,18 € 

 
26  - Ausz. f. Erwerb v. Anlagevermögen 
        173.050,45 € 
27  - Ausz. f. Erwerb v. Finanzanlagen               0,00 € 
28  - Ausz. v. aktivierbaren Zuwendungen         0,00 € 
29  - Sonst. Investitionsauszahlungen               0,00 € 
30 = Ausz. aus Investitionstätigkeit    991.383,25 € 
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit    403.260,81 € 
32 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag 
                 -1.254.481,15 € 
33 + Aufnahme von Darlehn                0,00 € 
34 + Aufnahme von Liquiditätskrediten    600.000,00 € 
35  - Tilgung von Darlehn     412.221,47 € 
36  - Tilgung von Liquiditätskrediten               0,00 € 
37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit    187.778,53 € 
38 = Änderung Bestand eig. Finanzmittel 
                 -1.066.702,62 € 
39 + Anfangsbestand an Finanzmitteln    -43.976,47 € 
40 + Bestand an fremden Finanzmitteln            0,00 € 
41 = Liquide Mittel -  1.110.679,09 € 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2012 wird hiermit gemäß 
§ 96 Abs 2 GO NRW in der zur Zeit gültigen Fassung öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Extertal, den 10. März 2014  
 
GEMEINDE EXTERTAL 
Der Bürgermeister 
 
 
(Hans Hoppenberg) 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
132 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Gemeinde Extertal zum 31.12.2010 
 
I. Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Extertal und 
Entlastung des Bürgermeisters 
 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat in seiner Sitzung am 
27.02.2014 gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. § 96 
Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666) in 
der z.Zt. geltenden Fassung den vom Rechnungsprüfungs-
ausschuss geprüften Gesamtabschluss sowie den Gesamt-
lagebericht zum 31.12.2010 bestätigt und dem Bürgermeis-
ter Entlastung erteilt. Die Gesamtbilanz zum 31.12.2010 
sowie die Gesamtergebnisrechnung 2010 sind nachste-
hend abgedruckt. 
 
Gesamtbilanz zum 31.12.2010 
AKTIVA 
1. Anlagevermögen 
 

1.1      Immaterielle Vermögensgegenstände  
1.1.1      Immaterielle Vermögensgegenstände 
     124.620,00 € 
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1.2       Sachanlagen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke u. grundstücksgleiche 

Rechte 
1.2.1.1   Grünflächen   1.757.601,00 € 
1.2.1.2   Ackerland      435.308,00 € 
1.2.1.3   Wald, Forsten      157.021,00 € 
1.2.1.4   Sonstige unbebaute Grundstücke 
        992.576,00 € 

 
1.2.2 Bebaute Grundstücke u. grundstücksgleiche 

Rechte 
1.2.2.1  Kinder- u. Jugendeinrichtungen  
        939.992,00 € 
1.2.2.2  Schulen              17.820.387,00 € 
1.2.2.3  Wohnbauten      299.295,00 € 
1.2.2.4  Sonst. Dienst-, Geschäfts- u. Betriebs- 

      gebäude   8.791.149,74 € 
 

1.2.3      Infrastrukturvermögen 
1.2.3.1 Grund- u. Boden des Infrastrukturvermögens
     2.846.306,00 € 
1.2.3.2   Entwässerungs- u. Abwasserbeseiti- 

 gungsanlagen              20.272.295,00 € 
1.2.3.3   Wasserversorgungsanlagen 3.021.824,00 € 
1.2.3.4   Brücken und Tunnel     524.775,00 € 
1.2.3.5   Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 

 Verkehrsanlagen             11.874.971,10 € 
1.2.3.6   Sonst. Bauten des Infrastruktur- 

 vermögens      584.776,00 € 
 

1.2.4      Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 
          22.132,00 € 

 
1.2.5      Maschinen und technische Anlagen,Fahrzeuge
        957.934,00 € 

 
1.2.6      Betriebs- u. Geschäftsausstattung 
        284.963,00 € 

 
1.2.7      Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau
        293.236,45 € 

 
1.3       Finanzanlagen 
1.3.1       Übrige Beteiligungen       25.501,78 € 
1.3.2       Wertpapiere des Anlagevermögens 
          46.180,03 € 
1.3.3       Ausleihungen        28.132,84 € 

 
2. Umlaufvermögen 
 

2.1       Vorräte      115.606,58 € 
 

2.2 Forderungen u. sonst. Vermögensgegen-
stände 

2.2.1      Forderungen   1.655.205,16 € 
2.2.2      Sonstige Vermögensgegenstände 
          55.439,36 € 

 
2.3      Liquide Mittel      648.742,09 € 

 
3. Aktive Rechnungsabgrenzung    190.054,12 € 
 
Summe AKTIVA               74.766.024,25 € 
 
 
 
 
 

 
PASSIVA 
1. Eigenkapital 
 

1.1      Allgemeine Rücklage  
1.1.1      Allgemeine Rücklage  8.788.512,15 € 
1.1.2      Unterschiedsbetrag aus der Kapital- 

      konsolidierung      136.862,24 € 
 

1.2      Ausgleichsrücklage  1.439.614,95 € 
 

1.3      Gesamtjahresergebnis          - 1.943.503,52 € 
 
2. Sonderposten 
 

2.1      Sonderposten für Zuwendungen  
                23.743.208,00 € 
2.2      Sonderposten für Beiträge 6.677.943,00 € 
2.3      Sonstige Sonderposten     106.561,00 € 

 
3. Rückstellungen 
 

3.1      Pensionsrückstellungen 6.289.803,00 € 
3.2      Instandhaltungsrückstellungen 1.016.538,92 € 
3.3      Sonstige Rückstellungen    993.578,21 € 

 
4. Verbindlichkeiten 
 

4.1      Verbindlichkeiten aus Krediten für 
      Investitionen              16.337.753,10 € 

4.2      Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
 Liquiditätssicherung  7.500.000,00 € 

4.3      Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
 Leistungen      316.780,62 € 

4.4      Sonstige Verbindlichkeiten 1.886.853,37 € 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzung 1.475.519,21 € 
 
Summe PASSIVA              74.766.024,25 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 207 
 

 

 
Gesamtergebnisrechnung 2010 
 
Nr.    Bezeichnung               Ergebnis 2010 
1    Steuern u.ä. Abgaben  8.241.045,19 € 
2 + Zuwendungen u. allgemeine Umlagen 
     7.794.855,13 € 
3 + Sonstige Transfererträge        4.407,97 € 
4 + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 
     4.741.803,61 € 
5 + Privatrechtliche Leistungsentgelte    44.025,36 € 
6 + Kostenerstattungen u. Kostenumlagen 
        378.229,66 € 
7 + Sonstige ordentliche Erträge    880.170,54 € 
8 + Aktivierte Eigenleistungen      14.483,58 € 
9 +/- Bestandsveränderungen               0,00 € 
10 = Ordentliche Gesamterträge        22.099.021,04 € 
11 -  Personalaufwendungen            -  4.065.292,38 € 
12 -  Versorgungsaufwendungen      -     280.344,54 € 
13 -  Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleistungen
               -  5.027.041,12 € 
14 -  Bilanzielle Abschreibungen       -  3.309.305,90 € 
15 -  Transferaufwendungen            -  9.083.999,77 € 
16 -  Sonstige ordentliche Aufwendungen 
               -  1.355.563,43 € 
17 = Ordentliche Gesamtaufwendungen 
               -23.121.547,14 € 
18 = Ordentliches Gesamtergebnis  -  1.022.526,10 € 
19 + Finanzerträge      190.194,17 € 
20 -  Finanzaufwendungen            -  1.111.171,59 € 
21 = Gesamtfinanzergebnis               -  920.977,42 € 
22 = Gesamtergebnis der lfd. Geschäftstätigkeit
                - 1.943.503,52 € 
23 + Außerordentliche Erträge               0,00 € 
24 -  Außerordentliche Aufwendungen               0,00 € 
25 = Außerordentliches Gesamtergebnis           0,00 € 
26 = Gesamtjahresergebnis            -  1.943.503,52 € 
27 -  Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes  
                 Ergebnis                 0,00 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2010 
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2010 der Gemeinde Ex-
tertal wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. § 
96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht 
Der Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Extertal ist 
gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 1 GO 
NRW dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 05.03.2014 ange-
zeigt worden. 
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme 
Der Gesamtabschluss 2010 der Gemeinde Extertal liegt 
gem. § 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 2 GO 
NRW in der Zeit vom 26. März 2014 bis zur Feststellung 
des Gesamtabschlusses 2011 bei der Gemeinde Extertal, 
Mittelstr. 36, 32699 Extertal, 1.OG, Zimmer 11, während 
der Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme aus. Der 
Beteiligungsbericht 2010 liegt ebenfalls zur Einsichtnahme 
im 1. OG, Zimmer 11, während der Dienststunden aus. 
 
32699 Extertal, den 17. März 2014 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
133 Haushaltssatzung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg für das Haushaltsjahr 2014 vom 
04.03.2014 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666-
SGV.NW.2023), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg mit Beschluss vom 
30.01.2014 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entsprechenden Aufwendungen 
sowie die eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Ausgaben und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf  31.871.155 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen 
auf     34.179.618 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 29.856.707 € 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 31.053.365 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf   3.800.026 € 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf   3.403.601 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf         2.250 € 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf     323.900 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 2.504.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 2.308.463 € festgesetzt. 
 
 
 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
9.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind durch be-
sondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2014 wie 
folgt festgesetzt worden: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grund-
steuer A) auf              227 v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf             433 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 
 
 auf              418 v.H. 
 

§ 7 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen im Sinne des § 83 GO NRW oder Verpflichtungs-
ermächtigungen im Sinne des § 85 GO NRW sind als er-
heblich anzusehen, wenn sie 
 
a) bei Aufwendungen/Auszahlungen oder Verpflich-

tungsermächtigungen, die auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage beruhen, im Einzelfall 
mehr als 50.000,00 Euro betragen, 

 
b) bei allen übrigen Aufwendungen/Auszahlungen 

oder Verpflichtungsermächtigungen im Einzelfall 
mehr als 10.000,00 Euro betragen. 

 
Ausgenommen von diesen Regelungen sind die internen 
Leistungsverrechnungen sowie bilanzielle Abschreibungen 
im Rahmen des Jahresabschlusses. 
 
Als geringfügige über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen/Auszahlungen im Sinne des § 83 GO NRW, die dem 
Rat nicht zur Kenntnis zu bringen sind, gelten Aufwendun-
gen/Auszahlungen, wenn der Überschreitungsbetrag bei 
einem Produktsachkonto nicht mehr als 2.500,00 Euro be-
trägt. 
 

§ 8 
 
Wertgrenzen für Investitionen 
 
Die Wertgrenzen für einzeln auszuweisende Investitions-
maßnahmen werden wie folgt festgesetzt: 
 
B Bauauftrag 100.000 € 
F Fahrzeugerwerb   15.000 € 
G Grundstückserwerb   50.000 € 
I Investition   50.000 € 
S Straßenbau 100.000 € 
W wertverbessernde Investition   50.000 € 
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§ 9 

 
Stellenplan 

 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk: 
 
kw-Vermerk:  Die Stelle fällt nach dem 
   Ausscheiden des 
   Stelleninhabers fort. 
ku-Vermerk: Die Stelle ist nach dem Aus-

scheiden des Stelleninhabers 
   umzuwandeln. 
 
Beamte können mit Rückwirkung von höchstens drei Mo-
naten in eine höhere Planstelle eingewiesen werden. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 11.02.2014 
angezeigt worden. 
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO NRW erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der allgemeinen Rücklage ist vom Land-
rat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold 
mit Verfügung vom 25.02.2014 erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme vom 25.03.2014 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2014 
im Rathaus im Stadtteil Horn, Zimmer 12, während der all-
gemeinen Öffnungszeiten (montags, dienstags, donners-
tags und freitags 8.30 bis 12.00 Uhr, mittwochs 7.30 bis 
12.30 Uhr, donnerstags 14.00 bis 17.30 Uhr) öffentlich aus 
und ist unter der Adresse www.horn-badmeinberg.de im 
Internet verfügbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-den 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 04.03.2014 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Stadt Lage 
 
134 12. Änderung und Erweiterung des Bebau-

ungsplanes G 8 der Stadt Lage (ZOB Bahnhof) 
(Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB) 
hier: Satzungsbeschluss vom 27.02.2014 und 
Inkrafttreten 

 
Die 12. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 
G 8 der Stadt Lage ist vom Rat der Stadt Lage in seiner 
Sitzung am 27.02.2014 gemäß § 10 Absatz 1 des Bauge-
setzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in 
Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666) in den jeweils gültigen Fassungen als Sat-
zung beschlossen worden.  
 
Der Beschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die 12. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 
8 der Stadt Lage (ZOB Bahnhof) wird unter Einbeziehung 
der zuvor gefassten Abwägungsbeschlüsse gem. § 10 
BauGB i.V.m. §  7 GO NW als Satzung beschlossen.“ 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt nach § 
10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die 12. Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplans G 8 der Stadt 
Lage im OT Lage in Kraft. 
 
Lage und Umfang der 12. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplans G 8 der Stadt Lage sind aus dem in die-
ser Bekanntmachung abgedruckten Planausschnitt ersicht-
lich. 
 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die Grenzeintragung in der zur 
12. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 8 
der Stadt Lage gehörenden Planzeichnung verbindlich. 
 
Die 12. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 
8 der Stadt Lage einschließlich Begründung wird vom Tage 
dieser Bekanntmachung an für dauernd während der 
Dienststunden bei der Stadt Lage, Rathaus III, Lange Stra-
ße 67 (Fachteam Planen, Zimmer 204), 32791 Lage, zu 
jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der 
12. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans G 8 
der Stadt Lage wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise 
 
1. Unbeachtlich werden gemäß § 215 des Baugesetzbu-

ches (BauGB)  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Lage geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Das gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von eingetrete-
nen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen. 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen der Sat-
zung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) der Satzungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, 11. März 2014 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
135 Amtliche Bekanntmachung Versteigerung von 

Fundsachen 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass am Freitag, den 09. Mai 
2014 ab 15.00 Uhr auf dem Hof der Städtischen Betriebe 
Lemgo, Am Bauhof 17, 32657 Lemgo, Fundfahrräder und 
diverse weitere Gegenstände versteigert werden. Die Ge-
genstände können ab 14.00 Uhr besichtigt werden. 
 
Empfangsberechtigten (Verlierer der Fundsachen) wird 
hiermit Gelegenheit gegeben, ihre Rechte bis zum Verstei-
gerungstermin beim Bürgerbüro der Alten Hansestadt 
Lemgo im Ballhaus (Tel.: 05261/213-115) anzumelden. 
 
Lemgo, den 06.03.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
136 Alte Hansestadt Lemgo 5. Berichtigung des 

Flächennutzungsplanes zum vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 61 27 01.11 „Bruch-
weg / Elektrofachmarkt“ 

 
Der Flächennutzungsplan der Alten Hansestadt Lemgo 
wird gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) im 
Wege der Berichtigung an die Festsetzungen des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 27 01.11 „Bruch-
weg / Elektrofachmarkt“ angepasst.  
  
Begründung für die 5. Berichtigung des Flächennutzungs-
planes 
  
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 61 27 01.11 
"Bruchweg - Elektrofachmarkt", auf den sich diese Berichti-
gung bezieht, wurde im beschleunigten Verfahren gem.  
§ 13a des Baugesetzbuches (BauGB) aufgestellt mit dem 
Ziel, eine Brachfläche zu entwickeln und die Ziele des Ein-
zelhandelskonzeptes Lemgo umzusetzen.  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ist gemäß § 10 (1) 
des BauGB und § 7 (1) der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW S.666) in der zurzeit gültigen 
Fassung vom Rat der Alten Hansestadt Lemgo am 
24.02.2014 als Satzung beschlossen worden. 
 
Gemäß § 10 (3) des BauGB wurde der Satzungsbeschluss 
am 10.03.2014 im Kreisblatt - Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden - öffentlich bekannt ge-
macht. Mit der Bekanntmachung ist der vorhabenbezogene 
Bebauungsplan 27 01.11 "Bruchweg - Elektrofachmarkt" in 
Kraft getreten. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 61 27 01.11 
"Bruchweg - Elektrofachmarkt" als vorhabenbezogener Be-
bauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13 a BauGB 
weicht von dem rechtsgültigem Flächennutzungsplan ab. 
Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeinde 

 
gebietes wird hierdurch nicht beeinträchtigt. Folglich wird 
der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung gem.  
§ 13a Abs. 2 Ziff. 2 BauGB angepasst. Die Gemeinbedarfs-
fläche "Post" wird zu Sonderbaufläche mit Zweckbestim-
mung "Einzelhandel" berichtigt.  
 
Mit Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 61 27 01.11 „Bruchweg/ Elektrofachmarkt“ werden 
die entgegenstehenden Darstellungen des FNP in diesem 
Bereich von der Berichtigung überlagert und ersetzt. 
 
Die 5. Berichtigung des FNP im Bereich der Grundstücke 
Gemarkung Lemgo, Flur 6, Flurstücke Nr. 255, 408 und 
443 zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 61 27 
01.11 „Bruchweg/Elektrofachmarkt “ wird hiermit ortsüblich 
bekanntgemacht.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die 5. Berichti-
gung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lemgo wirk-
sam. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes ist aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. 
 
Die 5. Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird bei 
der Alten Hansestadt Lemgo, Abteilung Stadtplanung, 
Heustr. 36 - 38, Lemgo, während der allgemeinen Dienst-
stunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
Über den Inhalt der 5. Berichtigung des Flächennutzungs-
planes wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Die Berichtigung stellt einen redaktionellen Vorgang dar, 
auf den die Vorschriften über die Aufstellung von Bauleit-
plänen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung, beinhaltet keinen Um-
weltbericht und bedarf nicht der Genehmigung.  
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 
BauGB  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntmachung dieser 5. Berichtigung des Flä-
chennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Lemgo 
unter Darlegung des die Verletzung oder den Mangel be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind. 
 
Lemgo, den 12.03.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
137 Erste Satzung zur Änderung der Friedhofssat-

zung der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 
01. August 2013 

 
Aufgrund § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 Ab-
satz 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Ge-
meindeordnung NRW, jeweils in der zurzeit geltenden Fas-
sung, hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg am 20. 
Februar 2014 folgende Satzung zur Änderung der Fried-
hofssatzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 13 Absatz 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 
 

1. Urnengrabstätten, und zwar 
 

a) unter Bäumen 
b) in Reihe 
c) im Rasen 

 
2. Erdgrabstätten, und zwar als  

 
a) Einzelgrabstätten 
b) Doppelgrabstätten 
c) Familiengrabstätten 

 
3. Aschestreufelder 

 
4. Ehrengrabstätten 

 
5. Grabstätten für Föten („Sternenhain“) 

 
Die unter den Nummern 1 und 2 genannten Grabstätten 
werden auf den Friedhöfen – soweit es die Friedhofspla-
nung vorsieht – auch als Wahlgrab bzw. in anonymer Form 
angeboten. 
 
Artikel 2 
 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung:  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden,  
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet,  

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  

 
Schieder-Schwalenberg, 27.02.2014 
 
 
Gert Klaus  
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Gemeinde Schlangen 
 
138 Bekanntmachung des Ergebnisses der Bür-

germeisterwahl am 09. März 2014 in der Ge-
meinde Schlangen 

 
Nachdem der Wahlausschuss das Wahlergebnis festge-
stellt hat, wird gemäß §§ 35 und 46 b des Kommunalwahl-
gesetzes (KWahlG) das Ergebnis der Bürgermeisterwahl 
hiermit bekanntgegeben. 
 
Wahl des Bürgermeisters 
 
Bei der Wahl des Bürgermeisters hat 
 
Name        Vorname           Beruf 
Knorr     Ulrich    Bürgermeister 
 
Wohnung                            Partei 
An den Rottwiesen 3           Einzelbewerber 
33189 Schlangen 
 
die meisten der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich 
vereinigt und ist damit gewählt. 
 
Gemäß § 39 KWahlG können gegen die Gültigkeit der 
Wahl – jeder Wahlberechtigte des Wahlgebiets – die für 
das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und 
Wählergruppen,  die an der Wahl teilgenommen haben, 
sowie die Aufsichtsbehörde binnen eines Monats nach Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses, also bis 25 04.2014 ein-
schließlich, Einspruch erheben, wenn sie eine Entschei-
dung über die Gültigkeit der Wahl gemäß § 40 Abs. 1 
Buchstaben a bis c KWahlG für erforderlich halten. Der 
Einspruch ist bei dem Wahlleiter schriftlich einzureichen 
oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schlangen, den 14. 03.2014 
 
Der Wahlleiter 
 
 
Rayczik 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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Teutoburg-Apotheke 
 
139 Versammlung der Jagdgenossenschaft Pivits-

heide 
 
Am Donnerstag, den 03.04.2014,  findet in der Gaststätte 
„Kohlpott“ eine Versammlung der Jagdgenossenschaft Pivi-
tsheide statt, zu der hiermit alle Jagdgenossen herzlich 
eingeladen sind. 
 
  Beginn: 19:00 Uhr 
 

 
Im Anschluss an die Versammlung findet die Auszahlung 
des Jagdgeldes statt. 
Ein weiterer Termin für die Auszahlung des Jagdgeldes ist 
am 
 

Dienstag, den 08.04.2014 von 20:00 bis 21:00 Uhr, 
 
ebenfalls in der Gaststätte „Kohlpott“. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Georg Wiemann von John 
(Jagdgenossenschaftsvorsteher) 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tagesordnung  
1. Begrüßung G. Wiemann von John 
2. Feststellung der Abstim-

mungs- und Beschlussfähig-
keit 

G. Wiemann von John 

3. Verlesung des Vorjahrespro-
tokolls 

M. Römisch 

4. Kassenbericht des Kassen-
prüfers 

O. Heinrichs 

5. Bericht der Kassenprüfer H. Linnebrügge 
H. Bollhöfer 

6. Vorlage des Haushaltspla-
nes 2014 

O. Heinrichs 

7. Jagdverpachtung G. Wiemann von John 
8. Bericht des Vorstehers G. Wiemann von John 
9.a Neuwahl des Vorsitzenden Wahlleitung durch Be-

stimmung der Ver-
sammlung 

9.b Wahl eines stellvertretenden 
Beisitzers 

 

10. Bepflanzungsmaßnahmen 
zur Verbesserung der Infra-
struktur 

G. Wiemann von John 

11. Verschiedenes G. Wiemann von John 
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Volkshochschule Lippe-West 
 
140 Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2014 
 

Satzung 
 
nach §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in Ver-
bindung mit §§ 14 – 18 Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, den §§ 8 Abs. 1 und 18 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Verbin-
dung mit § 20 der Satzung für den Zweckverband Volks-
hochschule Lippe-West, jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung, hat die Verbandsversammlung am 12.11.2013 fol-
genden Wirtschaftsplan beschlossen: 
 
1. 
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2014 wird 
 
im Erfolgsplan auf 

a) Erlöse    1.520.922,00 € 
b) Aufwendungen   1.520.674,00 € 
c) Jahresgewinn/-verlust       +  248,00 € 

 
im Vermögensplan auf 
Erlöse          22.800,00 € 
Aufwendungen         11.300,00 € 
Entnahme aus dem Liquiditätsvortrag      11.500,00 € 
 
festgestellt. 
 
2. 
Kredite werden nicht veranschlagt. 
 
3. 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Rechnungs-
jahr 2014 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 52.000,00 € 
festgesetzt. 
 
4. 
Die Aufteilung der Umlage erfolgt gemäß § 20 Abs. 1 der 
Zweckverbandssatzung in der zurzeit gültigen Fassung 
vom 11.04.2007 zu 30 % nach dem Verhältnis seiner Ein-
wohnerzahlen nach dem Stande vom 30.06. des Vorjahres, 
zu 50 % nach den Teilnehmerstunden im Vorvorjahr und zu 
20 % nach den im Vorvorjahr im Verbandsgebiet durchge-
führten Unterrichtsstunden. Unter Anwendung dieses Be-
schlusses entfallen auf die Städte und Gemeinden: 
 
Gemeinde Augustdorf          8.962,94 € 
Stadt Lage         60.765,92 € 
Gemeinde Leopoldshöhe          25.256,49 € 
Stadt Oerlinghausen        27.514,65 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Wirtschaftsplan für das Rechnungsjahr 
2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 19 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG NRW) in der zurzeit 
geltenden Fassung erforderliche Genehmigung für die in 
Ziffer 4 des Wirtschaftsplans festgelegte Umlage ist vom 
Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Verfügung vom 06.12.2013 erteilt wor-
den. 
 
Lage, 10.03.2014 
 
 
gez. Christian Liebrecht 
-Zweckverbandsvorsteher- 
 
Zweckverband Volkshochschule Lippe-West 
Lange Str. 124 
32791 Lage 

Kr.Bl.Lippe 25.03.2014 
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